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Artikel 4 Artikel 4 

Änderung des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes Änderung des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes 

Das Zahlungsdiensteaufsichtsgesetz vom 17. 
Juli 2017 (BGBl. I S. 2446), das zuletzt durch Arti-
kel 9 des Gesetzes vom 25. März 2019 (BGBl. I 
S. 357, 1113) geändert worden ist, wird wie folgt ge-
ändert:

1. In der Inhaltsübersicht werden nach der An-
gabe zu § 58 die folgenden Angaben eingefügt:

„Unterabschnitt 5a 

Technische Infrastrukturleistungen

§ 58a Zugang zu technischen Infrastruktur-
leistungen bei der Erbringung von 
Zahlungsdiensten oder dem Betreiben 
des E-Geld-Geschäfts“.

2. Nach § 58 wird folgender Unterabschnitt 5a 
eingefügt:

„Unterabschnitt 5a

Technische Infrastrukturleistungen

§ 58a

Zugang zu technischen Infrastrukturleistun-
gen bei der Erbringung von Zahlungsdiensten 

oder dem Betreiben des E-Geld-Geschäfts

(1) Ein Unternehmen, das durch techni-
sche Infrastrukturleistungen zu dem Erbrin-
gen von Zahlungsdiensten oder dem Betreiben 
des E-Geld-Geschäfts im Inland beiträgt (Sys-
temunternehmen), ist auf Anfrage eines Zah-
lungsdienstleisters im Sinne des § 1 Absatz 1 
Satz 1 Nummer 1 bis 3 oder eines E-Geld-Emit-
tenten im Sinne des § 1 Absatz 2 Satz 1 Num-
mern 1 oder 2 verpflichtet, diese technischen 
Infrastrukturleistungen gegen angemessenes 
Entgelt unverzüglich und unter Verwendung 
angemessener Zugangsbedingungen zur Ver-
fügung zu stellen. Die Zurverfügungstellung im 
Sinne des Satzes 1 muss so ausgestaltet sein, 
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dass das anfragende Unternehmen seine Zah-
lungsdienste oder E-Geld-Geschäfte ungehin-
dert erbringen oder betreiben kann.

(2) Absatz 1 gilt nicht, wenn es sich im 
Zeitpunkt der Anfrage bei dem Systemunter-
nehmen nicht um ein Unternehmen handelt, 
dessen technische Infrastrukturleistungen von 
mehr als 10 Zahlungsdienstleistern im Sinne 
des § 1 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3 oder E-
Geld-Emittenten im Sinne des § 1 Absatz 2 Satz 
1 Nummern 1 oder 2 in Anspruch genommen 
werden oder das mehr als 2 Millionen re-
gistrierte Nutzer hat.

(3) Das Systemunternehmen ist aus-
nahmsweise nicht entsprechend Absatz 1 ver-
pflichtet, wenn sachlich gerechtfertigte 
Gründe für die Ablehnung der Zurverfügung-
stellung vorliegen. Diese liegen insbesondere 
vor, wenn das Systemunternehmen nachweisen 
kann, dass die Sicherheit und Integrität der 
technischen Infrastrukturleistungen durch die 
Zurverfügungstellung konkret gefährdet wird. 
Die Ablehnung muss nachvollziehbar begrün-
det sein.

(4) Verstößt ein Systemunternehmen 
schuldhaft gegen Absatz 1, ist es dem anfragen-
den Unternehmen zum Ersatz des daraus ent-
stehenden Schadens verpflichtet. Der ordentli-
che Rechtsweg ist gegeben.

(5) Die Aufgaben und Zuständigkeiten 
der Kartellbehörden nach dem Gesetz gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen bleiben unbe-
rührt.“

Nach § 64 Absatz 3 Nummer 5 des Zahlungs-
diensteaufsichtsgesetzes vom 17. Juli 2017 (BGBl. I 
S. 2446), das durch Artikel 9 des Gesetzes vom 25. 
März 2019 (BGBl. I S. 357) geändert worden ist, wird 
folgende Nummer 5a eingefügt: 

3. Nach § 64 Absatz 3 Nummer 5 wird folgende 
Nummer 5a eingefügt: 

„5a. entgegen § 27 Absatz 1 Satz 1 und 2 Nummer 5 
über keine angemessenen Maßnahmen, ein-
schließlich Datenverarbeitungssysteme, zur Ge-
währleistung der Einhaltung der Anforderungen 
des Geldwäschegesetzes und der Verordnung 
(EU) 2015/847 verfügt.“ 

„5a. entgegen § 27 Absatz 1 Satz 1 und Satz 2 Num-
mer 5 über keine angemessenen Maßnahmen, ein-
schließlich Datenverarbeitungssysteme, zur Ge-
währleistung der Einhaltung der Anforderungen 
des Geldwäschegesetzes und der Verordnung 
(EU) 2015/847, verfügt.“
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